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(Nr. 13221.) Geſetz zur Anderung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze. Dom 
23. April 1927. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Artikel J. 5 
i Das Preußiſche Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in der Faſſung vom 5. Mai 1926 
(Geſetzſamml. S. 137), des Geſetzes vom 2. Juli 1926 (Geſetzſamml. S. 187) und des Geſetzes vom 
27. November 1926 (Geſetzſamml. S. 308) wird wie folgt geändert: 


1. Im 8 1 werden die Worte „mach den §8 20 bis 28 des Finanzausgleichsgeſetzes und feiner Ab⸗ 
änderungen“ erſetzt durch die Worte „nach dem Finanzausgleichsgeſetze“. 

2. Im $ 2 werden die Worte „Von den nach § 38 des Finanzausgleichsgeſetzes in der Faſſung des 
Geſetzes über Anderungen des Finanzausgleichs zwiſchen Reich, Ländern und Gemeinden vom 
10. Auguſt 1925 (Reichsgeſetzbl. I S. 254“ erſetzt durch die Worte „Von den nach dem Finanzaus⸗ 
gleichsgeſetze“. 

3. Im § 3 werden erſetzt . 

a) im Abſ. 1 die Worte „Das nach den 834 und 35 des Finanzausgleichsgeſetzes“ durch die Worte 
„Das nach dem Finanzausgleichsgeſetze“; 

b) im Abſ. 2 die Worte „nach § 36 des Finanzausgleichsgeſetzes“ durch die Worte „nach dem 
Finanzausgleichsgeſetze “. 

4. Im $ 4 werden die Worte „Das nach 945 des Finanzausgleichsgeſetzes und ſeiner Abänderungen“ 
erſetzt durch die Worte „Das nach dem Finanzausgleichsgeſetze “. 

5. § 6 erhält folgende Faſſung: 

Als Einkommenſteuer und Körperſchaftſteuer im Sinne dieſes Geſetzes gelten die nach 
den Einkommen- und Körperſchaftſteuerſchlüſſeln, als Umſatzſteuer die nach dem Umſatz⸗ 
ſteuerſchlüſſel des Finanzausgleichsgeſetzes vom Reiche dem Lande überwieſenen Beträge ein⸗ 
ſchließlich der vom Reiche nach dem Finanzausgleichsgeſetze zur Ergänzung dieſer Steuerüber⸗ 
weiſungen gezahlten Garantiebeträge. 


6. § 11 erhält mit Wirkung für die Rechnungsjahre 1927 und 1928 folgende Faſſung: 

(1) Die nach § 8 Abſ. 1 den Gemeinden zuſtehenden Anteile an der Reichseinkommen⸗ 

und Körperſchaftſteuer werden nach dem Verhältniſſe der Rechnungsanteile verteilt, die nach 

den Vorſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellt worden ſind. Wenn der von 

einer Gemeinde zu erwartende Kopfbetrag der Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und 
Körperſchaftſteuer bei Zugrundelegung dieſer Rechnungsanteile und eines zur Ausſchüttung 
gelangenden Betrags von je 0,2 Reichsmark für jeden Rechnungsanteil der Einkommen⸗ 

ſteuer und der Körperſchaftſteuer weniger als 100 vom Hundert des Kopfbetrags ihres 
Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1911 nach dem Stande des 1. Januar 
(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 11. Mai 1927.) 15 
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1912 ausmacht, fo find ihre Rechnungsanteile fo weit zu erhöhen, daß rechneriſch bei Zugrunde⸗ 
legung der genannten Einheitsbeträge der Kopfbetrag der Uberweiſungen aus der Reichs- 
einkommen⸗ und Körperſchaftſteuer 100 vom Hundert des Kopfbetrags des Gemeindeein⸗ 
kommenſteuerſolls für 1911 erreichen würde (relative Garantie). Auf Antrag des Gemeinde⸗ 
vorſtandes tritt an Stelle des Kopfbetrags des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rech⸗ 
nungsjahr 1911 der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1913 
nach dem Stande des 31. März 1914, ſoweit er um mehr als 20 vom Hundert höher iſt, oder 
der Kopfbetrag des Gemeindeeinkommenſteuerſolls für das Rechnungsjahr 1914 nach dem 
Stande des 31. März 1915, ſoweit er um mehr als 40 vom Hundert höher iſt. Für das Rech⸗ 
nungsjahr 1927 ſind die bis zum 31. März 1927, für das Rechnungsjahr 1928 ſind die bis zum 
31. März 1928 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen zu berückſichtigen. Soweit das Ge⸗ 
meindeeinkommenſteuerſoll für die Rechnungsjahre 1911, 1913 und 1914 in den Ergebniſſen 
der amtlichen ſtatiſtiſchen Erhebungen niedergelegt iſt, ſind dieſe Ergebniſſe maßgebend. 


(2) Für die Berechnung des Kopfbetrags nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll für 
die Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 iſt die ortsanweſende Bevölkerung nach der Volks- 
zählung des Jahres 1910, für die Berechnung des Kopfbetrags für das Rechnungsjahr 1927 
beziehungsweiſe 1928 die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend 
Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden nach der Volkszählung 
des Jahres 1925 für das Rechnungsjahr 1927 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 
1927, für das Rechnungsjahr 1928 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1928 
erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militärperſonen zugrunde zu legen. 


(3) Hat ſich die ortsanweſende Bevölkerung (unter Hinzurechnung der vorübergehend 
Abweſenden und unter Abrechnung der vorübergehend Anweſenden) einer Gemeinde nach der 
Volkszählung von 1925 gegenüber ihrer ortsanweſenden Bevölkerung nach der Volkszählung 
des Jahres 1910 für das Rechnungsjahr 1927 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1927, 
für das Rechnungsjahr 1928 unter Berückſichtigung der bis zum 31. März 1928 erfolgten 
Ein⸗ und Ausgemeindungen nach Abzug der Militärperſonen um mehr als 25 vom Hundert 
erhöht, ſo kann auf Antrag des Gemeindevorſtandes der für die Errechnung des Kopfbetrags 
für das Rechnungsjahr 1927 beziehungsweiſe 1928 maßgebenden Bevölkerungszahl die Er⸗ 
höhung gegenüber 1910, ſoweit ſie 25 vom Hundert, aber nicht 30 vom Hundert überſteigt, 
bis zum Einfachen, ſoweit ſie 30 vom Hundert, aber nicht 35 vom Hundert überſteigt, bis 
zum Doppelten, ſoweit ſie darüber hinausgeht, bis zum Dreifachen hinzugerechnet werden. 

(4) Die Anträge nach Abſ. 1 und 3 müſſen für das Rechnungsjahr 1927 bis zum 
1. Juni 1927, für das Rechnungsjahr 1928 bis zum 1. Mai 1928 geſtellt fein, die Anträge 

nach Abſ. 1 jedoch nur inſoweit, als fie nicht bereits für 1926 rechtzeitig geſtellt worden find. 

(5) Wenn der Kopfbetrag, den ein Gutsbezirk bei Zugrundelegung der für ihn nach 
den Vorſchriften des Finanzausgleichsgeſetzes zuletzt feſtgeſtellten Rechnungsanteile und der 
im Abſ. 1 erwähnten Einheitsbeträge für das Rechnungsjahr 1927 und das Rechnungsjahr 
1928 aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer zu erwarten hat, geringer iſt als der 
durchſchnittliche Kopfbetrag (Abſ. 1, 2) aus den Gemeinden des gleichen Landkreiſes mit 
nicht mehr als 200 Einwohnern, ſo ſind die Rechnungsanteile des Gutsbezirkes ſo weit zu 
erhöhen, daß er jenen durchſchnittlichen Kopfbetrag zu erwarten hat. 


7. Hinter § 11 wird folgender § 113 eingeſchaltet: 


Soweit in Gemeinden Schulſozietäten beſtehen und für jene auf dem Gebiete des 
Schulweſens Aufgaben erfüllen, die zur allgemeinen Volksſchulunterhaltungspflicht der 
Gemeinden gehören, wird auf Antrag einer Gemeinde für die Berechnung des Kopfbetrags 
nach dem Gemeindeeinkommenſteuerſoll der Rechnungsjahre 1911, 1913 oder 1914 ihrem 
eigenen Einkommenſteuerſoll dasjenige dieſer Schulſozietäten hinzugerechnet, ſoweit es auf 
die einzelne Gemeinde entfällt. i 

Die Anträge müſſen innerhalb von 6 Wochen nach Verkündung dieſes Geſetzes bei der 
Aufſichtsbehörde erſter Inſtanz geſtellt ſein. Die Art der Hinzurechnung regeln die Miniſter 
des Innern und der Finanzen. 85 
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8. Im § 12 Abſ. 2 werden eingeſchaltet: 
a) Hinter die Worte „oder 1926“ die Worte „oder 1927 beziehungsweiſe 1928; 
b) hinter die Worte „beziehungsweiſe 1926“ die Worte „beziehungsweiſe 1927 beziehungs⸗ 
weiſe 1928; 
9. Im $ 14 Abſ. 1 wird folgender letzter Satz angefügt: 
Hierbei ſind für das Rechnungsjahr 1927 die bis zum 31. März 1927 und für das Rechnungs⸗ 
jahr 1928 die bis zum 31. März 1928 erfolgten Ein⸗ und Ausgemeindungen zu berückſichtigen. 
10. § 16 erhält folgenden Zuſatz: 

Soweit für das Rechnungsjahr 1927 beziehungsweiſe 1928 zur Deckung der öffentlich- 
rechtlichen Laſten eines Gutsbezirkes mehr als die Hälfte der auf ihn entfallenden Beträge 
aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer erforderlich iſt, hat ihm der Landkreis auf 
einen für das Rechnungsjahr 1927 bis ſpäteſtens zum 1. Januar 1928, für das Rechnungs⸗ 
jahr 1928 bis ſpäteſtens zum 1. Januar 1929 zu ſtellenden Antrag den entſprechenden Mehr⸗ 

betrag aus der zweiten Hälfte zu zahlen. Über dieſen Antrag entſcheidet im Streitfalle 
der Regierungspräſident endgültig. 
11. Im $ 19 werden im Abſ. 1 Saba hinter das Wort „Veränderungen“ eingefügt die Worte „mit Wirkung 
vom Beginne des nächſten Rechnungsjahrs ab“. 5 
12. Im § 20a werden im Abſ. 1 hinter die Worte „für die Straßenſtrecken“ die Worte „und den Gebiets- 
umfang“ eingefügt. 
13. § 21 erhält folgenden Abſ. 3: 

(3) Der auf die Gemeinden infolge von Anträgen gemäß § 11 Abſ. 3 entfallende Mehr⸗ 
betrag an Überweiſungen aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer gilt nicht als Über- 
weiſung aus der Reichseinkommen⸗ und Körperſchaftſteuer an die Gemeinden im Sinne 

Ab 1. . 
14. Im 827 Abſ. 1 werden hinter das Wort „Gebietsumfang“ die Worte „nach dem Stande am Beginne 
des Rechnungsjahrs“ eingefügt. 
15. § 30 erhält folgenden dritten Abſatz: 
(3) § 21 Abſ. 3 findet entſprechende Anwendung. 
16. Im § 39 werden 
a) eingefügt hinter die Worte „für das Rechnungsjahr 1926“ die Worte „und die Rechnungs- 
jahre 1927 und 1928”; 
b) eingefügt hinter die Worte „dieſes Geſetzes“ die Worte „für das Rechnungsjahr 1927 bis zum 
1. Juni 1927 und für das Rechnungsjahr 1928 bis zum 1. Mai 1928, jedoch nur, wenn ein 
entſprechender Antrag nicht bereits für das Rechnungsjahr 1926 rechtzeitig geſtellt worden iſt“ ; 
e) eingefügt hinter die Worte „hilfsbedürftigen Perſonen“ die Worte „oder infolge Veränderung 
der Reichsgrenze mit Koſten der öffentlichen Fürſorge “ 
d) geändert die Zahl „3“ in „2“ und die Zahl „5“ in „6“¼. 
17. § 41 erhält folgenden Abſ. 3: 

(3) Die für die Zeit bis zum 31. März 1927 einſchließlich vom Preußiſchen Statiſtiſchen 
Landesamte feſtgeſtellten Rechnungsanteile und Schlüſſelzahlen nach dem Stande vom 
31. März 1927 und die für das Rechnungsjahr 1927 bis zum 31. März 1928 einſchließlich 
vom Preußiſchen Statiſtiſchen Landesamte feſtgeſtellten Rechnungsanteile und Schlüſſelzahlen 
nach dem Stande vom 31. März 1928 werden nicht mehr abgeändert. Dies gilt auch hinſichtlich 
der zugrunde gelegten Reichsſchlüſſel und Bevölkerungszahl. 

18. Im 5 43 Abſ. 2 werden hinter die Worte „auf vergangene“ eingefügt die Worte „und Zuweiſungen 
oder Rückzahlungen vergangener Rechnungsjahre auf ſpätere“. 0 
19. Im 8 59 wird die Zahl „1927“ erſetzt durch die Zahl „1929“. 


Artikel II. 
(1) Das Geſetz tritt am 1. April 1927 in Kraft. 
(2) Wo in Geſetzen und Verordnungen auf die durch dieſes Geſetz abgeänderten Vorſchriften Bezug 
genommen iſt, treten an die Stelle der Beſtimmungen in der alten die in der neuen Faſſung. 


Zur 


| Artikel III. f 
Die Miniſter der Finanzen und des Innern werden ermächtigt, den Text des Geſetzes, wie er ſich 
nunmehr geſtaltet hat, durch die Geſetzſammlung zu veröffentlichen. 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungsmäßigen 
Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 23. April 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Finanzminiſter: 
Braun. Grzeſinſki. 


(Nr. 13222.) Verordnung zur Ausführung des 8 8 der Vereinbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und 
dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher Auflöſung des Graf zu Solms⸗Rödelheim⸗ und 
Aſſenheimſchen Hausguts vom 24. März 1924 (Geſetzſamml. S. 481). Vom 2. April 1927. 


uf Grund der Verordnung über die einheitliche Auflöfung des Graf zu Solms⸗Rödelheim⸗ und Aſſenheim⸗ 
ſchen Hausguts vom 17. April 1924 (Geſetzſamml. S. 481) wird im Einvernehmen mit der Heſſiſchen Regierung 
folgendes beſtimmt: 

Das Preußiſche Auflöſungsamt für Familiengüter in Frankfurt a. M. iſt zu der Aufſtellung einer Benutzungs⸗ 
ordnung für das zum Graf zu Solms⸗Rödelheim⸗ und Aſſenheimſchen Hausgut gehörige Archiv gemäß 88 der Ver⸗ 
einbarung zwiſchen dem Freiſtaate Preußen und dem Volksſtaate Heſſen wegen einheitlicher Auflöſung des Graf zu 
Solms⸗Rödelheim⸗ und Aſſenheimſchen Hausguts ſowie zu ihrer Abänderung zuſtändig. Vor der Aufftellung 
555 Abänderung der Benutzungsordnung hat das Auflöſungsamt die Preußiſche und die Heſſiſche Regierung zu 

ren. 
Gegen die Entſcheidung des Auflöſungsamts über die Aufftellung oder Abänderung der Benutzungsordnung 
ſteht dem Hausgutsinhaber ſowie demjenigen, dem das Archiv nach Auflöſung des Hausguts gehören wird, und 
der Preußiſchen ſowie der Heſſiſchen Regierung die ſofortige Beſchwerde nach Maßgabe der Preußiſchen Zwangs⸗ 
auflöſungsverordnung vom 19. November 1920 (Geſetzſamml. S. 463) zu. 


Berlin, den 2. April 1927. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Schmidt. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


J. Im Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 73 vom 28. März 1927 iſt eine von dem Miniſter für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten erlaſſene viehſeuchenpolizeiliche Anordnung vom 21. März 1927 über die Ab⸗ 
änderung der Gebühren für die ſtaatliche Prüfung von Rotlaufſerum verkündet, die mit dem Tage der Ver⸗ 
öffentlichung in Kraft getreten iſt. 

Berlin, den 7. April 1927. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


2 Im Preußiſchen Beſoldungsblatt (Teil II des Finanz⸗Miniſterial⸗Blatts) Nr. 11 vom 18. März 1927 
iſt auf S. 46 die Siebente Ergänzung der Beſoldungsordnung für die planmäßigen Beamten der Preußiſchen 
Staatsbank (Seehandlung) und der Preußiſchen Zentralgenoſſenſchaftskaſſe vom 28. Februar 1927 veröffent⸗ 
licht. Sie iſt mit Wirkung vom 1. Januar 1927 in Kraft getreten. 


Berlin, den 9. April 1927. 8 
a Preußiſches Finanzminiſterium. 
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